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DaWi
Dahler Wind-Initiative 

(www.dawi-paderborn.de)

Prof. Dr. Jürgen Baur, Dr. Franz-Dieter Cramer, Dipl-Ing. Hans-Hermann Juergens (als Sprecher der DaWI)
fon   05293.932076 – mail dawi.paderborn@gmail.com

Paderborn, 14. 01. 2014

An
das Stadtplanungsamt
Pontanusstraße 55
33102  Paderborn

zur Information (per mail) an
die Mitglieder der Bauausschusses (über die Ratsfraktionen),
den Bürgermeister der Stadt Paderborn, Herrn Heinz Paus

Statement 2014-1 der Dahler Wind-Initiative (DaWI): 
Stellungnahme zum Vorentwurf des Bebauungsplans D 291, Holterfeld

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

der erneute Aufstellungsbeschluss Nr. D 291 „Holter Feld“ weist zwei zusätzliche 
Baufelder („Baufenster Nord“ und „Baufenster Süd“) im Geltungsbereich des rechts-
verbindlichen Bebauungsplans D 191 „Windpark Dahl“ aus und eine geplante „West-
erweiterung“ der Windvorrangzone.

Gegen das geplante „Baufenster Nord“ (Nr. 11) bestehen keine Vorbehalte, weil 
es in einem großen Abstand zur Wohnbebauung liegt und von den Anwohnern 
in Kauf genommen werden kann, sieht man einmal von einer weiteren opti-
schen Beeinträchtigung ab.
Vorbehalte bestehen allerdings gegen das geplante Baufenster Süd. Dort soll 
in einem Abstand von ca. 900 Metern zur Wohnbebauung eine WEA errichtet 
werden, für die „zum jetzigen Zeitpunkt lediglich die maximalen baulichen 
Dimensionen“ von 210 m Gesamthöhe als Grenzwerte angegeben werden 
(Sitzungsvorlage-Nr. 0318/13 des Stadtplanungsamtes). 
Vorbehalte bestehen ebenfalls gegen die geplante „Westerweiterung“ der 
Windvorrangzone gem. D 291.
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Die Dahler Wind-Initiative (DaWI) setzt sich für eine sozialverträgliche Nutzung der 
Windenergie ein. Dem widerspricht die vorgesehene Überplanung des Holterfeldes. 
Die planerischen Maßgaben können nicht akzeptiert werden, weil sie u. a. dem ge–
botenen Schutz der betroffenen Anwohner zuwider laufen. 

Der DaWI haben sich derzeit ca. 180 Bürgerinnen und Bürger angeschlossen. In de-
ren Interesse werden die nachfolgend begründeten und erläuterten Vorbehalte und 
Einsprüche zusammengefasst. Die vorliegende Eingabe ist also nicht als eine „Ein-
zeleinwendung“, sondern als „Sammeleingabe“ zu werten. 

Die DaWI-Statements 2014-1 und 2014-2 nehmen aufeinander Bezug.

(1)  Widerspruch gegen eine „zusätzliche substanzielle Raumgebung“ 
im Holterfeld
In der Begründung zur Beschlussvorlage-Nr. 0318/13 des Stadtplanungsamts vom 
06. 11. 2013 wird ausgeführt:

Im Zuge der „energetischen Optimierung des Windfeldes Holterfeld“ wurde „das 
Büro BBWind ... bereits am 13. 09. 2012 von der Stadt beauftragt, für den Wind-
park eine städtebaulich optimale Parkkonfiguration [zu erarbeiten] mit der Ziel-
setzung einer Erweiterung des bestehenden Windparks um weitere Windener-
gieanlagen (WEA) ..., um dem städtebaulichen Ziel der zusätzlichen substanziel-
len Raumgebung für Windenergienutzung zu entsprechen ...“

Die DaWI legt gegen dieses Planungsvorhaben Widerspruch ein – und dies mit 
folgender Begründung:
Da bereits mit dem 107. FNP in der unmittelbaren Umgebung von Dahl mehrere 
Windvorrangzonen ausgewiesen wurden (Zone 1: Benhausen; Zone 2: Neuenbeken; 
Zone 3: Dahl (Holterfeld); Zone 4: Iggenhauser Weg), ist das städtebauliche Ziel, der 
Windenergienutzung „substanziell Raum“ zu schaffen, längst erreicht (vgl. dazu auch 
die Stellungnahme DS-Nr. 15.0870/1 des Landrates des Kreises Paderborn vom 16. 
12. 2013). 

Eine „zusätzliche substanzielle Raumgebung“ ist deshalb weder erforderlich, 
noch geboten, noch städtebaulich begründbar. 
Im Gegenteil: Bereits am 22. 01. 2013 hat der Bauausschuss das Verfahren zur 121. 
FNP-Änderung (Wegfall der Höhenbegrenzung für die WEA am Iggenhauser Weg) 
mit deutlicher Mehrheit ad acta gelegt. Dies in der erklärten Absicht, im Interesse und 
zum Schutz der Dahler Bevölkerung einem weiteren Ausbau der Windindustrie Gren-
zen zu setzen. Es ist deshalb nicht zu akzeptieren, dass das Stadtplanungsamt – da-
von unbeirrt – an einer weiteren Ausbauplanung festhält.

(2) Revision der städtebaulichen Begründung
In den Beschlussvorlagen zur 107. und 121. Änderung der Flächennutzungspläne 
wurden – ganz im Sinne der Privilegierung der Windindustrie in Außenbereichen – 
städtebauliche Begründungen vorgetragen, die schon seinerzeit nicht zutreffend 
waren. Als aktuelle Standortbeschreibungen sind sie ebenfalls nicht haltbar.
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So etwa die Behauptung, „... dass der Schutz des Orts- und Landschaftsbildes 
heute weitgehend durch Windenergieanlagen aufgeweicht ist. Aktuell ergibt sich
im Bereich der Paderborner Hochfläche sowie im angrenzenden Binnentiefland
kaum eine Sichtbegrenzung, die nicht durch Windenergieanlagen vorgeprägt ist. 
...“ (Stadtplanungsamt, „Begründung zur 121. Änderung des FNP für den Bereich 
Iggenhauser Weg“, vom Dezember 2011).

Insgesamt stehen derzeit bereits ca. 60 WEA unterschiedlicher Größenordnung im 
Bereich der Windvorrangzonen Holterfeld (10 WEA), Iggenhauser Weg (geplant 
3-4 WEA), Neuenbeken (23 WEA), Benhausen (22 WEA). 

Das Windvorranggebiet von Borchen/Dörenhagen (20 WEA) schließt sich unmittelbar 
an die Zone Iggenhauser Weg an. Zudem sind neue WEA in Herbram (19 WEA) an 
der Grenze zu Dahl geplant.

Viele dieser knapp 100 (!) Windindustrieanlagen sind von Dahl aus sichtbar. Sie 
werden zu einer gravierenden Beeinträchtigung des Dahler Wohngebietes und 
Ortsbildes durch ihre optisch bedrängende und erdrückende Wirkung führen. 
Die städtebauliche Begründung für den Ausweis von Windvorranggebieten 
bedarf also dringend einer Revision. Ihre Stoßrichtung muss genau in die 
entgegengesetzte Richtung weisen: 
Da auf dem Paderborner Stadtgebiet schon zahlreiche WEA errichtet wurden 
und vor allem die dörflichen Vororte durch Windindustrieanlagen „verstellt“ 
sind, wird es in Zukunft darauf ankommen, die wenigen noch verbleibenden 
Freiräume und freien Sichtachsen zu erhalten. Nur so ist zu verhindern, dass 
diese Paderborner Vororte in Windindustriegebiete umgewandelt werden. Nur 
so kann erreicht werden, dass lebenswerte Wohngebiete erhalten bleiben.

(3) Erhalt von lebenswertem Wohnraum
(3.1) Schon in ihrem „Dahler Katalog“ (vom 26. 11. 2012 !) hat die DaWI auf die weit-
reichenden Folgen eines ungebremsten Ausbaus der Windindustrie hingewiesen, die 
hier mit Bezug auf Dahl noch einmal aufzugreifen sind:

Die Attraktivität des dörflich geprägten Wohnortes wird durch den weiteren Ausbau 
der ortsnahen Windindustrie nachhaltig beeinträchtigt. Wenn der Ort durch Windin-
dustriegebiete immer dichter und von allen Seiten zugestellt wird, sind negative Fol-
gen für die Wohnqualität, die gute dörfliche Infrastruktur und das bislang bestehende 
intakte Gemeinwesen absehbar.

Individuelle Wohnortentscheidungen – und zwar nicht nur Wegzugs-, sondern auch 
Zuzugsentscheidungen – werden nämlich nachweislich durch sozialräumliche Gege-
benheiten mit definiert. Aus vielen empirischen Untersuchungen von städtischen und 
ländlichen Sozialräumen ist bekannt, dass Menschen lieber dort wohnen, wo die vor-
handenen Infrastrukturen mit ihren persönlichen Bedürfnis- und Interesselagen über-
einstimmen. Landflucht kann dann durch die Schaffung wohnwerter dörfliche Infra-
strukturen verhindert werden. Dazu zählen – je nach Lebenslage – die Erreichbarkeit 
des Arbeitsplatzes, das Vorhandensein von Kindergärten, Spielplätzen, Schulen, 
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Einkaufsmöglichkeiten, ärztlicher Versorgung, fußläufig erreichbare Naherholungs-
gebiete usw.. 

Mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit gehören WEA und Windindustriege-
biete eben gerade nicht zu den Faktoren, die einen Wohnort attraktiv machen – im 
Gegenteil: Es ist davon auszugehen, dass sie Wohnortentscheidungen und, damit 
eng verkoppelt, infrastrukturelle Entwicklungen eher negativ beeinflussen. Weil nie-
mand in Industriegebieten wohnen will, gibt es dort auch keine wohnwerte Infrastruk-
tur – und umgekehrt.

Zum Schutz lebenswerten Wohnraums im Stadtgebiet Paderborn ist es drin-
gend geboten, den weiteren Ausbau der Windindustrie zu begrenzen. Dies gilt 
vor allem auch für die dörflichen Vororte wie z. B. Dahl, die bereits jetzt schon 
durch die Konzentration von Windindustriegebieten in besonderer Weise 
belastet sind.

(3.2) In diesem Zusammenhang ist ebenfalls auf kommunalpolitische Statements zu 
verweisen, wonach in Paderborn neue Baumöglichkeiten und neuer Wohnraum zu 
schaffen seien. Insbesondere auch in den Vororten sei eine Angebotsplanung für Neu-
bürger, die in diese Ortsteile ziehen wollen, dringend erforderlich (vgl. z. B. NW vom 
23.02.2012). In diesem Sinne wird etwa auch der Bebauungsplan Nr. D 207 
„Lülingsberg“ im Stadtteil Paderborn-Dahl vom April 2012 begründet: 

„Für die Stadt Paderborn ist mit einem zunehmenden Bedarf an Wohnraum zu 
rechnen. ... Speziell in der Funktion als Wohnstandort besteht ... ein hoher Hand-
lungsdruck.  ... Von besonderer Bedeutung ist aber auch, dass in allen Stadttei-
len für den Eigenbedarf und insbesondere zur Sicherung der Auslastung vorhan-
dener Infrastruktur hinreichendes Wohnbauland zur Verfügung gestellt wird. Mit 
dem Bebauungsplan Nr. D 207 soll weiterhin Wohnraum für junge Familien und 
Einwohner in der Familienbildungsphase bereitgestellt werden und damit eine 
Abwanderung gerade der vorgenannten Einwohnergruppen in Umlandgemein-
den verhindert werden.“

(4) Erhalt des Ortsbildes
(4.1) Durch die geplante Erweiterung des Windindustriegebietes Holterfeld („Wester-
weiterung“) und die Errichtung neuer WEA (insbesondere im ortsnahen „Baufenster 
Süd“) wird die optisch bedrängende und erdrückende Wirkung dieses Windfeldes 
noch einmal verstärkt.

Dazu wird im Winderergie-Erlass NRW 2011 (vgl. Punkt 5.2.2.3) ausgeführt:

„Eine Verunstaltung [des Orts- und Landschaftsbildes] lässt sich ... nicht damit 
begründen, dass Windenergieanlagen angesichts ihrer Größe markant in Er-
scheinung treten ... . Vielmehr muss eine qualifizierte Beeinträchtigung im Sinne 
einer Verunstaltung des Orts- oder Landschaftsbildes gegeben sein. ...“ 

Im Falle des Holterfeldes steht eine derartige „Verunstaltung des Ortsbildes“ außer 
Zweifel, 

weil der Ort durch immer höhere WEA zunehmend dichter umstellt wird; 
weil das Wohngebiet durch die Ausdehnung und weitere Bebauung der Windvor-
ranggebiete (auch des Holterfeldes) immer mehr eingeschnürt wird; 
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weil der Wohnort zunehmend zwischen den Windindustriegebieten „verschwin-
det“. 

(4.2) Der geplante Neubau weiterer WEA (Nr. 12 und 11) auf dem Holterfeld und die 
geplante Westerweiterung des Windgebiets haben zur Folge, dass die bereits dicht 
bebauten Windgebiete Benhausen, Neuenbeken und Holterfeld (Dahl) noch enger 
miteinander „verzahnt“ werden. Dies hat zur Konsequenz, dass der Wohnort Dahl in 
nördlicher Richtung endgültig durch ein mehr oder weniger geschlossenes Windin-
dustriegebiet „verriegelt“ wird.

(4.3) Speziell der geplante Aufstellungsort für die Anlage 12 (im D 291) liegt mit ca. 
900 Metern zum Ortsrand sehr dicht am Dahler Wohnbereich, wodurch die erdrü-
ckende Wirkung des Windindustriegebiets Holterfeld noch einmal verstärkt wird. 

Zu verweisen ist in diesem Zusammenhang auf den Leitsatz des Bundesverwal-
tungsgerichts (BVerwG, Beschluss vom 11.12.2006 - 4 B 72.06):

„Windenergieanlagen können gegen das in § 35 Abs. 3 Satz 1 BauGB verankerte 
Gebot der Rücksichtnahme verstoßen, weil von den Drehbewegungen ihrer Ro-
toren eine „optisch bedrängende“ Wirkung auf bewohnte Nachbargrundstücke im 
Außenbereich ausgeht. Ob eine derartige Wirkung anzunehmen ist, beurteilt sich 
nach den Umständen des Einzelfalles“ (vgl. auch Bestätigung von OVG Münster, 
DVBl 2006, 1532).

Im Holterfeld liegt das ausgewiesene „Baufenster Süd“ (D 291, Nr. 12) auf einer 
Anhöhe, die im Vergleich zur betroffenen Ortschaft bereits eine Höhendifferenz von 
50 m aufweist. Eine WEA der neuen Generation, die dort geplant ist, hat eine Ge-
samthöhe von über 200 m und tritt damit topographisch massiv in Erscheinung. 

Dies gilt im Übrigen nicht nur für die geplante WEA im „Baufenster Süd“. Es trifft e-
benfalls ohne Einschränkung auf die Repowering-Planung im gesamten Holterfeld 
zu. Und auch die vorgesehene „Westerweiterung“ des Holterfeldes muss unter die-
sem Vorbehalt stehen.

(4.4) Der Umstand, dass die bestehenden und noch geplanten WEA auf dem Holter-
feld auf einer Anhöhe errichtet sind bzw. werden, verschärft den Umstand der opti-
schen Bedrängung und der erdrückenden Wirkung auf das Ortsbild noch um ein 
Mehrfaches. Dieser Multiplikationsfaktor ist bei der Beurteilung der optischen Be-
drängung zu berücksichtigen (vgl. VG Koblenz 1 K565/08.KO vom 08. 01. 2009).

(4.5) Bereits im vorhergehenden Bebauungsplan D 191 wurde die im seinerzeit gülti-
gen Winderengie-Erlass NRW 2005 vorgegebene Abstandsbemessung von 1.500 m 
unterschritten: Im D 191 sollte für die WEA mit einer max. Höhe von 100 m ein Ab-
stand von ca. 900 – 1.000 m zur Wohnbebauung eingehalten werden.

Selbst wenn diese schon seinerzeit knapp bemessenen Abstandsregelungen der ak-
tuellen Überplanung des Holterfeldes zugrunde gelegen würden, ließe sich eine zu-
sätzliche optisch bedrängende Wirkung nur unter der Voraussetzung vermeiden, 
dass für die nunmehr geplanten über 200 m hohen WEA ein Mindestabstand von 
ca.  1.600 m zur Wohnbebauung eingehalten wird.

Zusammenfassend: Die Stadt Paderborn muss dafür Sorge tragen, dass das 
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gewachsene Ortsbild von Dahl erhalten bleibt. Dafür maßgebend ist, dass bei 
jeder weiteren Überplanung auch des Holterfeldes eine weitere optisch be-
drängende und erdrückende Wirkung durch Windindustrieanlagen unter allen 
Umständen vermieden wird.

(5) Erhalt des Landschaftsbildes
Entsprechende Forderungen ergeben sich im Hinblick auf den Erhalt des Land-
schaftsbildes.

(5.1) Der Paderborner Vorort Dahl ist nicht nur ein lebenswerten Wohnort. Vielmehr 
ist er auch eingebettet in eine attraktive Natur- und Kulturlandschaft. Sie dient mit ih-
ren zahlreichen Rad- und Wanderwegen als Naherholungsgebiet, das in ein weitläu-
figes Rad- und Wanderwege-Netz eingebunden ist (vgl. dazu die Broschüren „Wan-
dern im Paderborner Land“ und „Radfahren im Paderborner Land“). Darüber hinaus 
bietet es Möglichkeiten für vielfältige „sportliche“ Outdoor-Aktivitäten. 

Dieses Naherholungsgebiet wird nicht nur von der Dahler Bevölkerung, sondern 
auch von der Paderborner Stadtbevölkerung gerne genutzt, und es zieht viele Besu-
cher aus der weiteren Umgebung an. 

Die Attraktivität der Paderborner Naherholungsgebiete darf durch eine weitere 
Windindustrialisierung nicht beeinträchtigt oder gar zerstört werden. Auch bei 
der Überplanung des Holterfeldes, das zu diesem Naherholungsgebiet gehört, 
ist also darauf zu achten, dass das Landschaftsbild erhalten bleibt.

(5.2) Im Übrigen besteht ein Schutzgebot für die Menschen, die dieses Gebiet für ih-
re regelmäßigen Outdoor-Aktivitäten nutzen. In den Monaten November bis April ist 
gerade in der Höhenlage des Holterfeldes mit den bekannten Witterungsverhältnis-
sen die Gefahr des „Eiswurfs“ durch eine WEA besonders groß. Insbesondere die 
geplante WEA 12 (D 291) mit einer Höhe von über 200 m stellt bei dem geplanten 
Abstand von den Verkehrswegen ein eindeutiges Gefährdungspotential dar.

Zur Vorsorgepflicht der Stadt Paderborn ihren Bürgern gegenüber gehört es, 
derartige Gefährdungen auszuschließen und eine gefahrlose Nutzung der Ver-
kehrswege im Holterfeld von Sonnenaufgang bis  Sonnenuntergang zu ge-
währleisten.
Dieser „Verkehrssicherungspflicht“ kann sich die Stadt Paderborn auch nicht dadurch 
entziehen, dass ein Warnschild mit dem Hinweis „Achtung Eiswurf“ aufgestellt wird. 

(6) Vorsorgepflicht der Stadt Paderborn beim Immissionsschutz
(6.1) In den Erläuterungen des Windenergie-Erlasses NRW 2011 wird die Aufgaben-
stellung der Planungsträger – hier der Stadt Paderborn für den B-Plan D 291 – zum 
vorbeugenden Immissionsschutz in der Planung folgendermaßen definiert (Punkt 
8.1.1.):

„Die Planungsträger haben die Abstände in ihrer Größenordnung ... daran zu 
orientieren, dass sie Abstandswerte festlegen, die bei der Nutzung der Fläche 
im Hinblick auf den Immissionsschutz auf der sicheren Seite liegen.“
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(6.2) Bereits die aktuell vorliegenden Lärmimmissions-Prognosen zeigen eine Über-
schreitung der Grenzwerte in den betroffenen Wohngebieten Dahler Heide (nachts 
40dB(A)), Lülingsfeld (nachts 35dB(A)) und Lange Trift (nachts 40dB(A)).

Dies gilt auch dann noch, wenn die Nutzung eines erhöhten Lärmkontingents beim 
Vorhandensein einer „Gemengelage“ an den Außengrenzen dieser Wohngebiete in 
Rechnung gestellt wird. Diese kann nur für die „erste“ Häuserreihe gefordert werden. 
Nach der TA-Lärm müssen schon in der „zweiten“ und in den weiteren Häuserreihen 
die dem Wohngebiet entsprechenden Lärmimmissions-Grenzwerte eingehalten wer-
den.

Die Stadt muss im Zuge ihrer Bauleitplanung zum D291 nachweislich sicher-
stellen, dass die zulässigen Lärmimmissions-Grenzwerte in diesen Wohngebie-
ten eingehalten werden und die „Abstandswerte“ der WEA zur Wohnbebauung 
auf der „sicheren Seite“ liegen.

(6.3) Dabei ist es nicht statthaft, die Verantwortung der Stadt als Planungsträger auf 
die „Betroffenen“ abzuwälzen, indem ihnen im Zuge eines nachfolgenden BImSch-
Genehmigungsverfahrens der persönliche Klageweg angeboten wird.

Der Nachweis der Einhaltung zulässiger Lärmimmissions-Grenzwerte und die 
daraus resultierenden Auflagen für die Betreibung einer WEA müssen schon 
im Planungsverfahren vorab geklärt werden.

(6.4) Das OVG Münster hat wiederholt eine „qualifizierte“ Aussage / Prognose zur 
Errichtung von WEA verlangt. 

Es ist damit zu rechnen, dass die nachfolgend genannten Regelwerke noch im Ver-
lauf des Jahres 2014 „freigegeben“ werden. Dann werden sie den „Stand der Tech-
nik“ definieren, der bei den Prognoserechnungen einzuhalten ist. 

Für den „Richtwirkungsfaktor“ kann nach der VDI Richtlinie 4101-1 als Schall-
ausbreitung im Freien mit der Berücksichtigung der Tallage in Dahl eine weitaus 
besser „qualifizierte“ Aussage getroffen werden.

Mittlerweile ist ebenfalls bekannt, dass gerade bei den leistungsstarken, hohen 
WEA der Anteil der tieffrequenten Töne überproportional wächst. Damit sind 
Probleme nicht generell auszuschließen. In diesem Fall ist Stand der Technik, 
nach DIN 45680 (Neufassung 2013/09) entsprechende Nachweise zu führen.

Im Zuge ihrer Vorsorgepflicht ist die Stadt Paderborn deshalb schon jetzt ge-
halten, die zu erwartenden neuen Vorgaben zum Immissionsschutz im Pla-
nungsverfahren – auch für das Holterfeld – zu berücksichtigen.

(7) Artenschutz
Vor einer weiteren Erweiterung und Verbauung des Holterfeldes gem. D 291 ist sorg-
fältig zu prüfen, welche Auswirkungen dies auf das Gebot des Artenschutzes hat. 

Dies gilt insbesondere unter Berücksichtigung des Punktes 4.2: Eine noch dichtere 
Verzahnung der Windvorrangzonen Benhausen, Neuenbeken und Dahl (Holterfeld) 
dürfte vor allem Auswirkungen auf die Avifauna und deren Flugkorridore haben.

Die Stadt Paderborn ist also gehalten, eine Artenschutzprüfung zu veranlas-
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sen, bevor die Planungen gem. D 291 weiter verfolgt werden.
Denn es kann nicht akzeptiert werden, dass auf der Grundlage vorliegender gutach-
terlicher Stellungnahmen, die sich auf inzwischen überholte Windindustrieplanungen 
beziehen (NZO zum 107. FNP vom August 2009; Büro Dr. Loske zum 121. FNP vom 
Dezember 2012), umstandslos Neuplanungen gem. D 291 in die Wege geleitet wer-
den.

Die vorliegende DaWI-Stellungnahme wird im Zuge der frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB zum Vorentwurf des Bebauungsplans D 291 
(Holterfeld) als Eingabe und Einspruch eingebracht.

Zugleich bitten wir vorweg ebenso höflich wie nachdrücklich um eine dezidierte 
Vorab-Stellungnahme des Stadtplanungsamtes zu unseren Vorbehalten und Vor-
schlägen, damit Gelegenheit zu weiterführenden Erläuterungen besteht (vgl. dazu 
DaWI-Statement 2014-2 vom 15. 01. 2014). 

Als Termin haben wir uns den 05. 02. 2014 vorgemerkt.

Selbstverständlich steht die Dahler Wind-Initiative jederzeit für kritisch-konstruktive 
Gespräche bereit. Wir dürfen erwarten, dass dieses Gesprächsangebot auch von 
Seiten des Stadtplanungsamtes und des Bauausschusses angenommen wird. Diese 
Erwartung gründet darauf, dass wir uns in der Lage sehen, die Interessen der Bürge-
rinnen und Bürger ortskundig und sachkompetent zu vertreten.

Mit freundlichem Gruß
gez. Prof. Dr. Jürgen Baur, Dr. Franz-Dieter Cramer, 
Dipl.-Ing. Hans-Hermann Juergens


